
ZU Förderung der Freundschaft zwischen dem alten undRUNDBRIEF dem Gottesvolk i m Geiste der beiden Testamente

Die Parole VvVvon ochum Wiedergutmachung
la) Entfchließung des 73 eu  en Katholikentages 049 ın Bochum

ZUuUr Wiedergutmachung nationalfozialiftiicchen Unrechts

Die Arbeitsgemeinschaften des eUtiSschenNn O- daß diese Wıedergutmachung unverzüglıch durch-
likentages in um, die sıch den Beziehungen der gefuhrt werde im Interesse sowohn| der eTrTech-
deutschen Katholiken miıt den anderen Volkern und tiıgten WI1e der Verplflichteten, und Klarheit
demsa der Heimatvertriebenen wliıdmen, WUun- chaffen;
schen ZUT Verwirkliıchung der (irundrechte des daß das Wiedergutmachungsrecht auftf BundesbasısMenschen und 1m Interesse der praktischen urch-
führung des VOo vorjährigen alnzer Katholiken- vereinheitlicht werde:
Lag anerkannten Girundsatzes er Wiedergutmachung daß das richterliche TImMessen erweitert werde,
nationalsozilalistischen Nrechtis Hartetfälle vermelden

1b) Unfere Chriftenpflicht in der rage der Wiedergutmachung
nationalfozialiftiichen Unrechts

Reterat VOo. Oberregi:erungsral Oswald aul dem Ochumer Katholikentag 1940

Forderungen stellen. Hınzu kommen die Bomben-Das ema „Wiedergutmachung” 1st gerade ın der
etzten e1t 1e1 eTroTrier worden Zumeist 1st 5 geschädigten, die Währungsgeschädigten und die
eiıner charien Kritik untierzogen worden. Im Wahl- vielen anderen rennenden Probleme lenken die
kamp{f hat INa  — sıch m1%* dieser rage überhaupt N1C Vo ufmerksamkeit der offentlichen Meinung auf

sıch Beı dieser lösender praktischer Fragenbeschäftigt und 1eg auft der Hand, aiu dies
eNntiiern INa  D sSich el und manchmal auchn gerniıcht geschehen ıst DIie ahl der Wiıedergutima-

chungsberechtfigten 1st verhältnismäß1g eın un 1N- VOo  H den citt*lıchen Forderungen UNSEEeTEeTI Zeit, und
teressliert infolgedessen die arielen iıcht Man 1äDt dazu gehort ale rage der Wiedergufmachung.
sich, VOo politischen Standpunkt Aaus gesehen, gerI Insbesondere Tur den gew1lssenhaften risten, der

S1IcH auf dıe Wurzei en besinnt, 1st nachdiejenlgen Dinge angelegen Se1IN, die dıe Masse —-
naturrechtlicher Auffassung das Ekigentum ılnantiast-gehen

In denjenıgen TrTelsen, die den Wiedergutima- bar un e1Ne Anderung der Eigentumsverhältnisse
chungsverpllichteten gehören, 1s% diıe Unbeliebtheıit ist N1UTFr ach Maßgabe VOo Rechtssätzen ZU1äSs1g,
dieses J1hemas 1n Wunder. Hiler nat sich ei1ne De- die 1 Kern sıttlıch Degrundet SEIN musSsen. Ent-
Onders starke Sinnesänderung vollzogen. ahrend ziehung VOo  b igentum auch auf Tun staatliıcher
111  - allgemeın nach dem Zusammenbruch N1ıC| den Gesetze, sofern 1ese dıie CGirundsaäatze christlicher
geringsten Zweiıfel daruüuber a  e| daß INda.  n » 1010 15 verletzen SiNd fur den Tıisten 1cht Din-
nanntie arlısıerte Vermögen solche handelt dend, und besteht Uunier den Kulturvölkern dlie
5 Ssıch zume1st bei der Wiedergutmachung selbst- einhellige Auffassung, daß solche CGesetze wieder

beseltigen SINd und daraus erwachsenes nNnrecht£verständlich wlıeder herausgeben muß, nat 1er die
Beendigung der Entnazifizierung die überraschendste wleder gut macnen 1st, sobald sıch dıe politischen
Meinungsänderung herbeigeführt. Wır w1issen QauUs Verhältnisse andern, die staatlıches nrecht erzeugt
der PraxI1s, daß 1cht wenige Erwerber 1m TE 945 haben glaube, dalß WIT in dıesem Telse oll
den Geschaädigten freiwillig e1ne Wiedergutmachung darın üUbereinstimmen, daß diejenigen nationalsozlia-

iistischen Gesetze, die 21N usnahmerecht dıefur das arıslerte Vermögen angeboten haben Die-
enigen, dıe damals dIieses VermOöOgen Aaus 7Zweck- polıtısch un rassısch Verfolgten schufen, als echt
mäßigkeitsgründen wleder zurückgeben wollten, 1mM naturrechtlichen Sinne ıcht anerkannt werden
Sind eufie Cd]je nartnack1ıgsten egner 1n Wiedergut- können. S1e banden (ew1issen 1m Dritten e1C

Nnıcht un konnen 65 euie nOoch weni1ger Dbındenmachungsvefahren.
Gesetze, die Willkürakte edeuien und einen MiiBß-Es omm aber NnOoch a1n Moment hinzu und Wäal

VOo Standpunkt der Offentlichke1 Durch dıe wel- brauch der Staatsgewalt darstellen, chaffen eın
tere politische Entwicklung ist das VOo National- Recht VO Standpunkt des Christen und VOoO Stand-
sOzlalısmus begonnene Unrecht durch weıteres pun eines jeden enschen, dem och e1n CGiew1ls-
menloses nrecht Mıllıonen Vo  - Menschen SO SE  . schlägt.
SaGeN überdeckt worden. Denken S1e die große DIe Aufhebung der aus polıtischen und rassischen
Zahl der Heimatvertriebenen, die mıit dem Gewicht (Cirunden verordneten Gesetzgebung des Dritten
ıhrer Millionenzahl und AUS gutien (:runden ihre Reichs durch dıe Besatzungsmacht hatte er TÜr
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RUNDBRIEF zur Förderung der Freundschaft zwischen dem alten und 
dem neuen Gottesvolk — im Geiste der beiden Testamente 

1. Die Parole von Bochum: Wiedergutmachung 
la) Entfchließung des 73.Deuttchen Katholikentages 1949 in Bochum 

zur Wiedergutmachung nationalfozialiftifchen Unrechts 

Die Arbeitsgemeinschaften des 73. Deutschen Katho-
likentages in Bochum, die sich den Beziehungen der 
deutschen Katholiken mit den anderen Völkern und 
dem Schicksal der Heimatvertriebenen widmen, wün-
schen — zur Verwirklichung der Grundrechte des 
Menschen — und im Interesse der praktischen Durch-
führung des vom vorjährigen Mainzer Katholiken-
tag anerkannten Grundsatzes der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts: 

1. daß diese Wiedergutmachung unverzüglich durch-
geführt werde im Interesse sowohl der Berech-
tigten wie der Verpflichteten, und um Klarheit zu 
schaffen; 

2. daß das Wiedergutmachungsrecht auf Bundesbasis 
vereinheitlicht werde; 

3. daß das richterliche Ermessen erweitert werde, 
um Härtefälle zu vermeiden. 

lb) Untere Chriftenpflicht in der Frage der Wiedergutmachung 
nationalfozialiftifchen Unrechts 

Referat von Oberregierungsrat Oswald auf dem Bochumer Katholikentag 1949 

Das Thema „Wiedergutmachung" ist gerade in der 
letzten Zeit viel erörtert worden. Zumeist ist es 
einer scharfen Kritik unterzogen worden. Im Wahl-
kampf hat man sich mit dieser Frage überhaupt nicht 
beschäftigt und es liegt auf der Hand, warum dies 
nicht geschehen ist. Die Zahl der Wiedergutma-
chungsberechtigten ist verhältnismäßig klein und in-
teressiert infolgedessen die Parteien nicht. Man läßt 
sich, vom politischen Standpunkt aus gesehen, gern 
diejenigen Dinge angelegen sein, die die Masse an-
gehen. 
In denjenigen Kreisen, die zu den Wiedergutma-
chungsverpflichteten gehören, ist die Unbeliebtheit 
dieses Themas kein Wunder. Hier hat sich eine be-
sonders starke Sinnesänderung vollzogen. Während 
man allgemein nach dem Zusammenbruch nicht den 
geringsten Zweifel darüber hatte, daß man soge-
nannte arisierte Vermögen — um solche handelt 
es sich zumeist bei der Wiedergutmachung — selbst-
verständlich wieder herausgeben muß, hat hier die 
Beendigung der Entnazifizierung die überraschendste 
Meinungsänderung herbeigeführt. Wir wissen aus 
der Praxis, daß nicht wenige Erwerber im Jahre 1945 
den Geschädigten freiwillig eine Wiedergutmachung 
für das arisierte Vermögen angeboten haben. Die-
jenigen, die damals dieses Vermögen aus Zweck-
mäßigkeitsgründen wieder zurückgeben wollten, 
sind heute die hartnäckigsten Gegner in Wiedergut-
machungsverfahren. 
Es kommt aber noch ein Moment hinzu und zwar 
vom Standpunkt der Offentlichkeit. Durch die wei-
tere politische Entwicklung ist das vom National-
sozialismus begonnene Unrecht durch weiteres na-
menloses Unrecht an Millionen von Menschen sozu-
sagen überdeckt worden. Denken Sie an die große 
Zahl der Heimatvertriebenen, die mit dem Gewicht 
ihrer Millionenzahl und aus guten Gründen ihre 

Forderungen stellen. Hinzu kommen die Bomben-
geschädigten, die Währungsgeschädigten — und die 
vielen anderen brennenden Probleme lenken die 
volle Aufmerksamkeit der öffentlichen Meinung auf 
sich. Bei dieser Fülle zu lösender praktischer Fragen 
entfernt man sich leicht und manchmal auch gern 
von den sittlichen Forderungen unserer Zeit, und 
dazu gehört die Frage der Wiedergutmachung. 
Insbesondere für den gewissenhaften Christen, der 
sich auf die Wurzel allen Rechts besinnt, ist nach 
naturrechtlicher Auffassung das Eigentum unantast-
bar und eine Änderung der Eigentumsverhältnisse 
ist nur nach Maßgabe von Rechtssätzen zulässig, 
die im Kern sittlich begründet sein müssen. Ent-
ziehung von Eigentum auch auf Grund staatlicher 
Gesetze, — sofern diese die Grundsätze christlicher 
Ethik verletzen — sind für den Christen nicht bin-
dend, und es besteht unter den Kulturvölkern die 
einhellige Auffassung, daß solche Gesetze wieder 
zu beseitigen sind und daraus erwachsenes Unrecht 
wieder gut zu machen ist, sobald sich die politischen 
Verhältnisse ändern, die staatliches Unrecht erzeugt 
haben. Ich glaube, daß wir in diesem Kreise voll 
darin übereinstimmen, daß diejenigen nationalsozia-
listischen Gesetze, die ein Ausnahmerecht gegen die 
politisch und rassisch Verfolgten schufen, als Recht 
im naturrechtlichen Sinne nicht anerkannt werden 
können. Sie banden unser Gewissen im Dritten Reich 
nicht und können es heute noch weniger binden. 
Gesetze, die Willkürakte bedeuten und einen Miß-
brauch der Staatsgewalt darstellen, schaffen kein 
Recht vom Standpunkt des Christen und vom Stand-
punkt eines jeden Menschen, dem noch ein Gewis-
sen schlägt. 
Die Aufhebung der aus politischen und rassischen 
Gründen verordneten Gesetzgebung des Dritten 
Reichs durch die Besatzungsmacht hatte daher für 
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unNns UFr einen Ordnenden harakter un Wäal selbst- 1n der Hand schlechter Kıchter unbefriedigenden
verständlich Damit wurde der frühere Rechtsstand Ergebnissen {uhren, und daß INnd.  m mıt Gesetzen, die
wlederhergestellt, WIEe sıch qus den Vors  T1ılten gew1lsse Mängel auiwelsen mOgen, bel guien Rıch-
des Burgerlichen RKechts ergibt. er das Burger- Lern, die Persönlichkeiten sind durchaus pOSsI-ıche Gesetzbuch noch die eimäarer Verfassung, t1ven Ergebnissen kommen ann Es w1Ird also
die das FPrıyateigentum ausdrücklich schützen und manche Härte 1mM Wege kluger Auslegung vermle-
die Gleichheit aller VOT dem esetz gewahrleisten, den werden können, un: elinem en Richter m1t
sınd jemals in ihren Grundzügen außer Tra g - tarken Persöonlichkeitswerten wird äufig gelin-
SEeiz worden, un ware dles geschehen, hätte JEN, Girenztaälle UrC einen vernunitigen Vergleich
Ina diesen Kechtsgrundsätzen ach dem Zusammen- erledigen, indem die Partelıen gegenseitl-
bruch des Dritten Reiches alsbald wıeder Geltung GEeM verständnisvollem Nachgeben bringt. DIie Pra-
verschaffen mussen. Es enispra sowohl der (4e- X15 der Wiedergutmachungskammern hat gelehrt,setzeslage als auch dem naturlıchen Rechtsempfin- daß diıes tatsächlich möglıch lst, un muß die FEın-
den, W enl deutsche CGierichte auch ohne den Erlaß sıcht vieler Wiedergutmachungsberechtigter lobend
VO  — Wiedergutmachungsgesetzen auf CGirund der Be- hervorgehoben werden, WeEenNnn 61€e aufTl diese W eıse
stimmungen des Buürgerlichen Kechts ZUT Kuckerstat- durch elinen verständnisvollen Vergleich Härten
LUNGg entzogenen Eigentums gekommen S1INd Insbe- vermleden haben
sondere hat das Kammergericht INn eiNer Entscheli- Hıer handelt sıch, wWwı1ıe die Praxıs gezelgt hat, i1LUTFC
dung VO 1946 den Begrıilt£ der Kollektiv- 1nNne kleine ahl VO.  - Verpilichteten, die INsSsbe-
drohung auigestellt. Bel der Abfassung des Bürger- sondere 1n der e1t VOor den urnberger Gesetzen
lichen Gesetzbuches WafFTr INna wohl VO  - der MOGg- rückerstattungspflichtiges Vermögen erworbenhaben.
lichkeit einNer individuellen Drohung aqauUSgegAaNgeEN, Aber auch 1er haben die Erwerber dıe Vermögens-
W el Kechtsgeschäfte, die unter Wang Ooder Dro- gegenstände behördlich vorgeschriebenen Stopp-hung zustande kommen, IUr aniechtbar erklärt WEI- preisen erworben, die weıt unter dem Verkehrswert
den. Der damaligen Auffassung VO echt und (e- agen Del Grundstücken lag der Stoppreis meıst
rechtigkeit Wäare Y geradezu ungeheuerlich erschle- beim Einheitswert oder 1ım Höchstifalle Dn Her
nen, den Gedanken auch Nnur erwäagen, daß dem Einheitswert. Kkein Sacheigentümer, der iıcht
Bevölkerungsgruppen untier Zwang und unter Be- unter ZWaNg un Bedrohung Stan' hätte damals
drohung VOo  : Leıb und en geste werden ONN- V ermoögenswerte abgestoßen ın eiINer eit des
ten, und daß VO Staats eJgel solchen unter eliNner W ettrennens nach Sachwerten. Wenn diesen V eI-
Kollektivdrohung stehenden rersonen der Abschluß pflichteten 1ne dligeEMESSENE Nachzahlung 1n
VO  } Rechtsgeschäften zugemufe werden wurde, Cdle 1ım Vergleichswege zZugemute wird, W ds 1n der Pra-
1Ur och ın den außeren Formen „Rechtsgeschäfte“ X1S häufig geschieht, entspricht dies HUr der BRiıl-
geWESEN SiNd. Wenn spater ın den verschiedenen ligkeit un: WIrd gerade VOo  - den loyalen Erwerbern
Besatzungszonen 1ne Sondergesetzgebung entstian jJjüdischen Vermögens vollkommen eingesehen.d1ıe die Frage der Rückerstattung entzogener un Jedenfalls geben diese wenigen Fälle keinen nla
noch feststellbarer Vermögensgegenstände heson- dıe Kuckerstattung leststellbarer Vermögensgegen-ers regelte, geschah 1es lediglich qus CGirunden stände als ue Unrecht brandmarken und da-
der Kechtssicherheit und elner notwendigen Klar- mıt die unanständiıgen Geschäftemacher chützen,stellung. Hierbei ıst bedauern, daß diese (4e- W as uNnsSsSeren Tredit im Ausland NUur vollkommen
SEeize — 1ich denke das Rückerstattungsgesetz der rulnleren annn Wir haben eben VO. dem Ruück-
amerıkanıschen Zone, der fifranzösischen Zone, der erstatiungsgesetz gesprochen, das den individuellen
Drıtischen one un {Ur Berlin als Milıtärregle- Anspruch einen bestimmten Verpflichteten auf
rungsgeseilize erlassen wurden und nıcht als deutsche Rückgewähr entzogenen Eigentums durchsetzen soll
Gesetze ZzZustandekamen SO gesehen, verstehe ıch Dieser Durchsetzung kommutativer Gerechtigkeiteigentlich den Streit darüber, ob diese Wiledergut- mu un mMu VOo  > 5Staatswegen die Wiedergut-machungsgesetzgebung gerechtfertigt ıst Oder nıcht, machung sonstigen natiıonalsozialistischen Unrechts
überhaupt N1C Wiill INnd  w} 1m Girundsatz cdie sittliche [Olgen, das sıch SsONnstige Rechtsgüter der
Berechtigung dieser Kückerstattungsgesetzgebung politisch un:! rTassısch Verfolgten gen  e hatte
bestreiten, muüßte INa  a} das auch 1n eZUg au{f das Hier haben WI1Tr 1Ne Wiedergutmachungsgesetz-Bürgerliche echt LUN, das den Ges  igten gleich- gebung endlich für die gesamte US.-Zone be-
wertige Ansprüche zubiılligt. Der Streit sollte sıch kommen un besteht 1Ne nzahl landesrecht-
er lediglich darauf{f beschränken, ob nıcht durch lıcher Vorschriften, dıe Schädigungen Lelb un
gewlsse Beschränkungen des richterlichen Ermes- Leben, verletztem Eigentum, un Schadigungen
SeI15 1n den Rückerstattungsgesetzen In einzelnen ım eru wledergutmachen wollen. Es WITrd nliemand
Fällen unbillige Ergebnisse gezeltigt werden kOn- behaupten können, daß damit diıe geschlagenen
Nnen. ber ber das Grundsätzliche, näamlıch über Wunden geheilt werden konnten oder geheilt W ET -
das echt des Geschaädigten, eın Eigentum wieder den können. Ich möchte aber och meinen, daß WITr
zurückzufordern, cdas untier Wäang hergegeben WOeI- noch ıcht nde dieser Kechtsentwicklungden mu  el sollte 1mMm Interesse des Ansehens uUNnse- stehen
[ 58 Volkes ıne einheitliche Meinung bestehen ine Forderungen haben WITr stellen? Zunächstabsolut gerechte Lösung au{l dem Gesetzeswege Waäalr dQ1ie Forderung, daß Aufgabe des Bundes eın
bei der Schwierigkeit der aterie ohnehin ıcht WITrd, auf 1ne einheitliche Regelung der Wiliedergut«-erwarten. Es gıbt gewlsse CGrenzlfälle, in denen Cie machungsgesetzgebung hinzuwirken. Noch wichtigerRückerstattung VO Vermögensgegenständen Här. erscheıint M1ır die Forderung, daß die Wıedergut-ten führen ann Das ind diejenigen Falle, in de- machung beschleunigt durchgeführt wWIird, die Nnun
Nnen dıe jetz Verpflichteten auf TUN! freundschaft- schon 1er Jahre auf Ssıch warten 1äßt Gerade dieliıcher Abmachungen mıiıt den Berechtigten ermo- eingangs Testgestellte wen1g gunst1ıge Stimmung füur
ensgegenstände erworben haben, allerdings Wiedergutmachung sollte die verantwortlichen Stel-auch unter staatlıchem wang auf selten der Ver- len avon üUberzeugen, daß 1nNne möglıchst chnellefolgten. Es ist 1Ne alte Erfahrung, daß gutie Gesetze Durchführung aller dieser Maßnahmen wesentlich

uns nur einen ordnenden Charakter und war selbst-
verständlich. Damit wurde der frühere Rechtsstand 
wiederhergestellt, wie er sich aus den Vorschriften 
des Bürgerlichen Rechts ergibt. Weder das Bürger-
liche Gesetzbuch noch die Weimarer Verfassung, 
die das Privateigentum ausdrücklich schützen und 
die Gleichheit aller vor dem Gesetz gewährleisten, 
sind jemals in ihren Grundzügen außer Kraft ge-
setzt worden, und wäre dies geschehen, so hätte 
man diesen Rechtsgrundsätzen nach dem Zusammen-
bruch des Dritten Reiches alsbald wieder Geltung 
verschaffen müssen. Es entsprach sowohl der Ge-
setzeslage als auch dem natürlichen Rechtsempfin-
den, wenn deutsche Gerichte auch ohne den Erlaß 
von Wiedergutmachungsgesetzen auf Grund der Be-
stimmungen des Bürgerlichen Rechts zur Rückerstat-
tung entzogenen Eigentums gekommen sind. Insbe-
sondere hat das Kammergericht in einer Entschei-
dung vom 29. 9. 1946 den Begriff der Kollektiv-
drohung aufgestellt. Bei der Abfassung des Bürger-
lichen Gesetzbuches war man wohl von der Mög-
lichkeit einer individuellen Drohung ausgegangen, 
wenn Rechtsgeschäfte, die unter Zwang oder Dro-
hung zustande kommen, für anfechtbar erklärt wer-
den. Der damaligen Auffassung von Recht und Ge-
rechtigkeit wäre es geradezu ungeheuerlich erschie-
nen, den Gedanken auch nur zu erwägen, daß ganze 
Bevölkerungsgruppen unter Zwang und unter Be-
drohung von Leib und Leben gestellt werden könn-
ten, und daß von Staats wegen solchen unter einer 
Kollektivdrohung stehenden Personen der Abschluß 
von Rechtsgeschäften zugemutet werden würde, die 
nur noch in den äußeren Formen „Rechtsgeschäfte" 
gewesen sind. Wenn später in den verschiedenen 
Besatzungszonen eine Sondergesetzgebung entstand, 
die die Frage der Rückerstattung entzogener und 
noch feststellbarer Vermögensgegenstände beson-
ders regelte, so geschah dies lediglich aus Gründen 
der Rechtssicherheit und einer notwendigen Klar-
stellung. Hierbei ist es zu bedauern, daß diese Ge-
setze — ich denke an das Rückerstathingsgesetz der 
amerikanischen Zone, der französischen Zone, der 
britischen Zone und für Berlin — als Militärregie-
rungsgesetze erlassen wurden und nicht als deutsche 
Gesetze zustandekamen. So gesehen, verstehe ich 
eigentlich den Streit darüber, ob diese Wiedergut-
machungsgesetzgebung gerechtfertigt ist oder nicht, 
überhaupt nicht. Will man im Grundsatz die sittliche 
Berechtigung dieser Rückerstattungsgesetzgebung 
bestreiten, so müßte man das auch in Bezug auf das 
Bürgerliche Recht tun, das den Geschädigten gleich-
wertige Ansprüche zubilligt. Der Streit sollte sich 
daher lediglich darauf beschränken, ob nicht durch 
gewisse Beschränkungen des richterlichen Ermes-
sens in den Rückerstattungsgesetzen in einzelnen 
Fällen unbillige Ergebnisse gezeitigt werden kön-
nen. Aber über das Grundsätzliche, nämlich über 
das Recht des Geschädigten, sein Eigentum wieder 
zurückzufordern, das unter Zwang hergegeben wer-
den mußte, sollte im Interesse des Ansehens unse-
res Volkes eine einheitliche Meinung bestehen. Eine 
absolut gerechte Lösung auf dem Gesetzeswege war 
bei der Schwierigkeit der Materie ohnehin nicht zu 
erwarten. Es gibt gewisse Grenzfälle, in denen die 
Rückerstattung von Vermögensgegenständen zu Här-
ten führen kann. Das sind diejenigen Fälle, in de-
nen die jetzt Verpflichteten auf Grund freundschaft-
licher Abmachungen mit den Berechtigten Vermö-
gensgegenstände erworben haben, — allerdings 
auch unter staatlichem Zwang auf seiten der Ver-
folgten. Es ist eine alte Erfahrung, daß gute Gesetze  

in der Hand schlechter Richter zu unbefriedigenden 
Ergebnissen führen, und daß man mit Gesetzen, die 
gewisse Mängel aufweisen mögen, bei guten Rich-
tern, die Persönlichkeiten sind, zu durchaus posi-
tiven Ergebnissen kommen kann. Es wird also 
manche Härte im Wege kluger Auslegung vermie-
den werden können, und einem guten Richter mit 
starken Persönlichkeitswerten wird es häufig gelin-
gen, Grenzfälle durch einen vernünftigen Vergleich 
zu erledigen, indem er die Parteien zu gegenseiti-
gem verständnisvollem Nachgeben bringt. Die Pra-
xis der Wiedergutmachungskammern hat gelehrt, 
daß dies tatsächlich möglich ist, und es muß die Ein-
sicht vieler Wiedergutmachungsberechtigter lobend 
hervorgehoben werden, wenn sie auf diese Weise 
durch einen verständnisvollen Vergleich Härten 
vermieden haben. 
Hier handelt es sich, wie die Praxis gezeigt hat, nur 
um eine kleine Zahl von Verpflichteten, die insbe-
sondere in der Zeit vor den Nürnberger Gesetzen 
rücKerstattungspflichtigesVermögen erworbenhaben. 
Aber auch hier haben die Erwerber die Vermögens-
gegenstände zu behördlich vorgeschriebenen Stopp-
preisen erworben, die weit unter dem Verkehrswert 
lagen. Bei Grundstücken lag der Stoppreis meist 
beim Einheitswert oder im Höchstfalle 10 % über 
dem Einheitswert. Kein Sacheigentümer, der nicht 
unter Zwang und Bedrohung stand, hätte damals 
Vermögenswerte abgestoßen — in einer Zeit des 
Wettrennens nach Sachwerten. Wenn diesen Ver-
pflichteten eine angemessene Nachzahlung in DM 
im Vergleichswege zugemutet wird, was in der Pra-
xis häufig geschieht, so entspricht dies nur der Bil-
ligkeit und wird gerade von den loyalen Erwerbern 
jüdischen Vermögens vollkommen eingesehen. —
Jedenfalls geben diese wenigen Fälle keinen Anlaß, 
die Rückerstattung feststellbarer Vermögensgegen-
stände als neues Unrecht zu brandmarken und da-
mit die unanständigen Geschäftemacher zu schützen, 
was unseren Kredit im Ausland nur vollkommen 
ruinieren kann. — Wir haben eben von dem Rück-
erstattungsgesetz gesprochen, das den individuellen 
Anspruch gegen einen bestimmten Verpflichteten auf 
Rückgewähr entzogenen Eigentums durchsetzen soll. 
Dieser Durchsetzung kommutativer Gerechtigkeit 
mußte und muß von Staatswegen die Wiedergut-
machung sonstigen nationalsozialistischen Unrechts 
folgen, das sich gegen sonstige Rechtsgüter der 
politisch und rassisch Verfolgten gerichtet hatte. 
Hier haben wir eine Wiedergutmachungsgesetz-
gebung — endlich — für die gesamte US.-Zone be-
kommen und es besteht eine Anzahl landesrecht-
licher Vorschriften, die Schädigungen an Leib und 
Leben, an verletztem Eigentum, und Schädigungen 
im Beruf wiedergutmachen wollen. Es wird niemand 
behaupten können, daß damit die geschlagenen 
Wunden geheilt werden konnten oder geheilt wer-
den können. Ich möchte aber doch meinen, daß wir 
noch nicht am Ende dieser Rechtsentwicklung 
stehen. 

Welche Forderungen haben wir zu stellen? Zunächst 
die Forderung, daß es Aufgabe des Bundes sein 
wird, auf eine einheitliche Regelung der Wiedergut-
machungsgesetzgebung hinzuwirken. Noch wichtiger 
erscheint mir die Forderung, daß die Wiedergut-
machung beschleunigt durchgeführt wird, die nun 
schon vier Jahre auf sich warten läßt. Gerade die 
eingangs festgestellte wenig günstige Stimmung für 
Wiedergutmachung sollte die verantwortlichen Stel-
len davon überzeugen, daß eine möglichst schnelle 
Durchführung aller dieser Maßnahmen wesentlich 
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einer Beruh1gung der CGemüuter auf beiden Seiten rTmMessen der Verwaltungsbehörden stellen, ondern
Mit aller Entschiedenheit mußDeitragen würde. .5 ihnen ZUur gesetzlichen Pflicht machnen

aber den Bestrebungen entgegengeireien werden,
die Rückerstattungsverfahren vers  eppen ın der Den)enigen, enen uNseie cıttlıchen Forderungen
Hoffnung, daß sıch auf dem Gebiete der Wiedergqgut- nıchts vermögen, gebe 1981538  - anheim be-

denken, daß i1ne aufrichtige und ehrliche Wiıeder-machungsgesetzgebung dieselbe Entwicklung gutmachung auch einem praktischen Bedürfnis ent-bahnen werde, wWwW1e bel1 der Entnazifizierung. 1ese spricht und dazı beitragen würde, nse Volk 1nSpekulation, daß 1 Verlaufe der welleren polit1- seinem Ansehen heben und ihm damıt auchSchen Entwicklung der Gedanke der Wiedergut-
machung fallen gelassen oder gar verworfen werde, wirtschaftlich helfen.
bedeutet nıchts anderes, als diıe Spekulation auf den Ausländische Hilfe, die eutie schon energisch für
endgültigen Vollzug hitlerischer Gewaltakte (krimi- die Flüchtlinge gefordert wIiIrTrd, annn 198158  - erst Vel-
nellen Charakters), mıiıt denen sıch wohl auch eutfe Jangen, We1lnl Wille, furchtbares Unrecht W1e-
niıemand mehr iıdenthihzieren moöochte der gutzumachen, ehrlich un mıiıt Energıle 1 Rah-
nwieweit e1ıne Verbesserung der Leıstungen wiIirt- I1HEeN des Möglıchen durchgesetzt wIird. Dıe Speku-
schaftlich mOöglıch 1St, annn eufifie noch n1ıCc| eant- lation auf das Spannungsverhältnis zwıschen West
wortet werden, aber der Versuch muß jedenfalls und Ost und au{f sich daraus ergebende Vorteile
gemacht werden el collte nıcht die Zahl derTr- füur Volk 1st außerordentlich fragwürdig. Wır
Jenıgen deutschen Staatsbürger VeEIHESSCNHN werden, mussen, wie es christlicher Anschauung entspricht,
die, 1n allen Teıjlen der Welt zerstireuft, als Emigran- bei u1s anfangen, chu. sühnen, bevor Inan
ten 1n ZUu e11 außerordentlich kläglichen Verhiält- Forderungen andere stellt Wiıe Dereits auf dem
nıssen en Ehemaligen eutis  en Beamten und etzten Katholikentag 1 Maınz ausgefuhrt worden
ersonen anderer Berufe collte eıne UuC|  enrT ın 1NTt ıst, geht S nıcht die rage der Kollektivschuld,
Heimatland und 1n ihre Berufe gesetzlich garantiert ondern das Anerkenntnis, daß WIT kollektiv
werden. Anerkennenswerterwelse haben verschle- verpflichtet sSınd, die Folgen der nationalsozilalisti-
ene Länderregierungen auf dem Verwaltungswege schen Willkürherrschaft unschuldigen enschen
dles Dereits aber INan sollite dies nıcht in das ın uNnsSseIenl eigenen tilgen.,

1c) Mainz 948 Bochum 949

In seinem Korrefiferat auf dem aınzer Katholiken- Einmüutigkeıit. Gefragt wurde VOo  - Monsignore Dr
LAg Oberpräsident Dr uKasSche ın klaren Schmitt, ob e1ine Erweliterung des richterlichen
Worten das Prinzip elner Wiedergutmachung des Ermessens nicht 17 manchen Fällen azu führen
nationalsozilalistischen Unrechts anerkannt, und die werde, daß dıe Berechtigten UrTZ kommen. Die
ort AaNYENÖMMEN Resolution festgestellt, Antwort ergab siıch 1mM wesentlichen schon aus dem
handle sich nıcht etiwa „nicl Dloß die gerechte Referat; 1 üubrigen 1st selbstverständlich, daß die
Verteilung vorhandener Güter, ondern die Rück- besten Rıchter gerade gut sınd, den —
gabe widerrechtlich entwendeter (vgl Entschlie- ralischen Schaden VOTI Giott und der Weilt wleder
Bung des Katholikentages 1948 1n Rundbrielf 2/3, gutzumachen, welcher der deutschen hre und dem

1) echt gerade durch die Hitlersche Judengesetz-
Da der OchumMmer Katholikentag unier die Parole gebung zugefügt worden 1st.
gestellt War „Gerechtigkeit schafft Frieden“" und da Zur besonderen Genugtuung der Bearbeiter wurdendie Wiedergutmachung inzwischen och keineswegs
vollendet wurde, haben die Sachbearbeiter des 1ın die dreı Forderungen vollıinhaltlıch iın dıe aupt-
aınz konstituierten Arbeıtsausschusses füur die Be- resolution des Katholikentages übernommen. Ihre

Zuordnung zZuU OSsStu1a2 e1nes „Versöhnungsgeset-ziıehungen der deutschen Katholiken den anderen ZzZes  &4 als Abschlußakt der „polıtischen Sauberung”christlichen atıonen, den Juden und den He1- ommentijert Walter Dirks 1ın der „Badischen Z.e1-den füur den Bochumer Katholikentag dıe ausdrück-
lıche Behandlung des Wiedergutmachungsthemas tung  Dn Vo w1e olg
vorgeschlagen. Nachdem 5 gegluückt Wal, ın der Per- „Reinigung Vo  i polıtischer Schuld
SO  a Vo  - Oberregierungsrat Dr swald (Breslau,
jJetz auptamt FÜr Soforthilfe, Bad Homburg Politica V  H einıgem Gewiıicht auch wel mı1t-
Höhe e1nen ın jeder Hınsıcht geeilgneten Referen- einander korrespondierende Beschlüsse ZUT polit1ı-
ten nden, konnte 1n etzter Minute die Einord- schen Sauberung un:! ZU!7 Wiedergutmachung natıo-
UG des Referats 1n die VOo  H Oberpräsident Dr LU- nalsozilalistischen nrechtis Der erSie Beschluß fOT-
kaschek geleitete Arbeitsgemeinschaft ermöglicht dert in klarer Erkenntnis der Tatsache, daß die „De-
werden, welche sıch VOI! em miı1t den Sorgen und nazılizlierung“ gescheitert 1st un ue Unrecht e1-
Oten der Heımatvertriebenen befaßte, also wohl hat, daß aber nach Lage der inge e1ne Wılıe-
derjenigen Deutschen, die ehesten aus der eige- deraufrollung der Frage und der Verfahren unmOg-
1955  an Erfahrung Verständnis fur das sa des ich ist, e1n abschließendes Versöhnungsgesetz, das
ach langem Vertriebensein zuruückkehrenden deut- einen Schlußstrich zıehen ‚Nur e1n Akt
schen Juden aufbrıngen können, w1e R5 1Mm uUusam-.- der VersöOhnung ann manchen verharieien Men-
menhang mı1t Dr Oswalds Referat ausgeführt wurde. schen och eufe ZUurT wahren Denazifizierung füh-
Au  Q den Mitgliedern der Arbeıitsgemeinschaft XL, Te1: ZUT Reinigung der Herzen VOo  an politischer
die sich mıiıt den europälschen Fragen beschäftigte, Schuld Wer der Meinung ware, 1]1er Vversiecke sıch
Waäal Gelegenheit ZUur Teilnahme Vortrag un hınter idealen Worten der Wunsch nach em
Dıskussion üUber die Wıedergutmachung gegeben Wetter oder gal e1ne versteckte Sympathıie mıit den
Der die dreı Forderungen, dıe sich aQqus dem Reie- Natıonalsozlalsten, wiıird durch die nachste Ent-
rat GJanz selbstverständlich ergaben, bestand volle schließung e1ines Desseren belehrt; 1Nre Forderung

zu einer Beruhigung der Gemüter auf beiden Seiten 
beitragen würde. Mit aller Entschiedenheit muß 
aber den Bestrebungen entgegengetreten werden, 
die Rückerstattungsverfahren zu verschleppen in der 
Hoffnung, daß sich auf dem Gebiete der Wiedergut-
machungsgesetzgebung dieselbe Entwicklung an-
bahnen werde, wie bei der Entnazifizierung. Diese 
Spekulation, daß im Verlaufe der weiteren politi-
schen Entwicklung der Gedanke der Wiedergut-
machung fallen gelassen oder gar verworfen werde, 
bedeutet nichts anderes, als die Spekulation auf den 
endgültigen Vollzug hitlerischer Gewaltakte (krimi-
nellen Charakters), mit denen sich wohl auch heute 
niemand mehr identifizieren möchte. 
Inwieweit eine Verbesserung der Leistungen wirt-
schaftlich möglich ist, kann heute noch nicht beant-
wortet werden, aber der Versuch muß jedenfalls 
gemacht werden. Dabei sollte nicht die Zahl der-
jenigen deutschen Staatsbürger vergessen werden, 
die, in allen Teilen der Welt zerstreut, als Emigran-
ten in zum Teil außerordentlich kläglichen Verhält-
nissen leben. Ehemaligen deutschen Beamten und 
Personen anderer Berufe sollte eine Rückkehr in ihr 
Heimatland und in ihre Berufe gesetzlich garantiert 
werden. Anerkennenswerterweise haben verschie-
dene Länderregierungen auf dem Verwaltungswege 
dies bereits getan, aber man sollte dies nicht in das 

1c) Mainz 1948 

In seinem Korreferat auf dem Mainzer Katholiken-
tag hatte Oberpräsident Dr. Lukaschek in klaren 
Worten das Prinzip einer Wiedergutmachung des 
nationalsozialistischen Unrechts anerkannt, und die 
dort angenommene Resolution hatte festgestellt, es 
handle sich nicht etwa „nicht bloß um die gerechte 
Verteilung vorhandener Güter, sondern um die Rück-
gabe widerrechtlich entwendeter". (vgl. Entschlie-
ßung des 72. Katholikentages 1948 in Rundbrief 2/3, 
S. 1). 
Da der Bochumer Katholikentag unter die Parole 
gestellt war „Gerechtigkeit schafft Frieden" und da 
die Wiedergutmachung inzwischen noch keineswegs 
vollendet wurde, haben die Sachbearbeiter des in 
Mainz konstituierten Arbeitsausschusses für die Be-
ziehungen der deutschen Katholiken zu den anderen 
christlichen Nationen, zu den Juden und zu den Hei-
den für den Bochumer Katholikentag die ausdrück-
liche Behandlung des Wiedergutmachungsthemas 
vorgeschlagen. Nachdem es geglückt war, in der Per-
son von Oberregierungsrat Dr. Oswald (Breslau, 
jetzt: Hauptamt für Soforthilfe, Bad Homburg v. d. 
Höhe) einen in jeder Hinsicht geeigneten Referen-
ten zu finden, konnte in letzter Minute die Einord-
nung des Referats in die von Oberpräsident Dr. Lu-
kaschek geleitete Arbeitsgemeinschaft I ermöglicht 
werden, welche sich vor allem mit den Sorgen und 
Nöten der Heimatvertriebenen befaßte, also wohl 
derjenigen Deutschen, die am ehesten aus der eige-
nen Erfahrung Verständnis für das Schicksal des 
nach langem Vertriebensein zurückkehrenden deut-
schen Juden aufbringen können, wie es im Zusam-
menhang mit Dr. Oswalds Referat ausgeführt wurde. 
Auch den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft XI, 
die sich mit den europäischen Fragen beschäftigte, 
war Gelegenheit zur Teilnahme an Vortrag und 
Diskussion über die Wiedergutmachung gegeben. 
Über die drei Forderungen, die sich aus dem Refe-
rat ganz selbstverständlich ergaben, bestand volle 

Ermessen der Verwaltungsbehörden stellen, sondern 
es ihnen zur gesetzlichen Pflicht machen. 

Denjenigen, denen unsere sittlichen Forderungen 
nichts zu sagen vermögen, gebe man anheim zu be-
denken, daß eine aufrichtige und ehrliche Wieder-
gutmachung auch einem praktischen Bedürfnis ent-
spricht und dazu beitragen würde, unser Volk in 
seinem Ansehen zu heben und ihm damit auch 
wirtschaftlich zu helfen. 

Ausländische Hilfe, die heute schon energisch für 
die Flüchtlinge gefordert wird, kann man erst ver-
langen, wenn unser Wille, furchtbare's Unrecht wie-
der gutzumachen, ehrlich und mit Energie im Rah-
men des Möglichen durchgesetzt wird. Die Speku-
lation auf das Spannungsverhältnis zwischen West 
und Ost und auf sich daraus ergebende Vorteile 
für unser Volk ist außerordentlich fragwürdig. Wir 
müssen, wie es christlicher Anschauung entspricht, 
bei uns anfängen, Schuld zu sühnen, bevor man 
Forderungen an andere stellt. Wie bereits auf dem 
letzten Katholikentag in Mainz ausgeführt worden 
ist, geht es nicht um die Frage der Kollektivschuld, 
sondern um das Anerkenntnis, daß wir kollektiv 
verpflichtet sind, die Folgen der nationalsozialisti-
schen Willkürherrschaft an unschuldigen Menschen 
in unserem eigenen Volke zu tilgen. 

— Bochum 1949 

Einmütigkeit. Gefragt wurde von Monsignore Dr. 
H. J. Schmitt, ob eine Erweiterung des richterlichen 
Ermessens nicht in manchen Fällen dazu führen 
werde, daß die Berechtigten zu kurz kommen. Die 
Antwort ergab sich im wesentlichen schon aus dem 
Referat; im übrigen ist selbstverständlich, daß die 
besten Richter gerade gut genug sind, um den mo-
ralischen Schaden vor Gott und der Welt wieder 
gutzumachen, welcher der deutschen Ehre und dem 
Recht gerade durch die Hitlersche Judengesetz-
gebung zugefügt worden ist. 

Zur besonderen Genugtuung der Bearbeiter wurden 
die drei Forderungen vollinhaltlich in die Haupt-
resolution des Katholikentages übernommen. Ihre 
Zuordnung zum Postulat eines „Versöhnungsgeset-
zes" als Abschlußakt der „politischen Säuberung" 
kommentiert Walter Dirks in der „Badischen Zei-
tung" vom 8. 9. 49 wie folgt: 

„Reinigung von politischer Schuld 

Politica von einigem Gewicht waren auch zwei mit-
einander korrespondierende Beschlüsse zur politi-
schen Säuberung und zur Wiedergutmachung natio-
nalsozialistischen Unrechts. Der erste Beschluß for-
dert in klarer Erkenntnis der Tatsache, daß die „De-
nazifizierung" gescheitert ist und neues Unrecht er-
zeugt hat, daß aber nach Lage der Dinge eine Wie-
deraufrollung der Frage und der Verfahren unmög-
lich ist, ein abschließendes Versöhnungsgesetz, das 
einen Schlußstrich zu ziehen hätte: ,Nur ein Akt 
der Versöhnung kann manchen verhärteten Men-
schen noch heute zur wahren Denazifizierung füh-
ren: zur Reinigung der Herzen von politischer 
Schuld.' Wer der Meinung wäre, hier verstecke sich 
hinter idealen Worten der Wunsch nach gutem 
Wetter oder gar eine versteckte Sympathie mit den 
Nationalsozialsten, wird durch die nächste Ent-
schließung eines besseren belehrt; ihre Forderung 
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